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1ANTRÄGE NACH SACHGEBIETEN

C 028
Lfd.-Nr. 1195

Gewerkschaft ver.di

Beschluss des DGB-Bundeskongresses:
Annahme als Material an den DGB-Bundesvorstand

Initiative Bildungsurlaub ausbauen und stärken

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften sowie verbun­
dene Organisationen setzen sich dafür ein, die Freistellungs­
möglichkeiten zum Zwecke der politischen und beruflichen
Weiterbildung (Arbeitnehmerweiterbildung/Bildungsurlaub/
Bildungsfreistellung) zu stärken und auszubauen und be­
schließen eine Initiative des DGBs und seiner Mit­
gliedsgewerkschaften zur Stärkung und zum Ausbau des
Bildungsurlaubs.
 

 
Das heißt,
 

 
1. der DGB setzt sich bei der Bundesregierung und den

jeweiligen Landesregierungen für die Umsetzung der Ilo-
Richtlinie 140 zur Arbeitnehmerweiterbildung von 1974,
d. h. die Einführung und Umsetzung von Bildungsurlaubs-
bzw. Bildungsfreistellungsgesetzgebungen in den
Ländern, die dies noch nicht umgesetzt haben, ein. Dabei
ist sicherzustellen, dass alle in Berufsausbildung Beschäf­
tigten berücksichtigt werden können. 

2. des Weiteren wird der DGB mit seinen Mit­
gliedsgewerkschaften eine Initiative zur Steigerung der
Akzeptanz des politischen Bildungsurlaubes organisieren
und durchführen.

Begründung:

In einer demokratischen Gesellschaft ist es wichtiger denn je,
mündige und aufgeklärte Bürger/-innen zu stärken, die selbst­
bewusst und kritisch ihre Stimme erheben und Partizipation
und Beteiligung der Bevölkerung in politische Prozesse ein­
fordern. Die Eurorettung, die Wirtschafts- und Finanzkrise und
die wiedererstarkenden rechtsradikalen Parteien in ganz Eu­
ropa sowie die ökologischen Herausforderungen unterstrei­
chen die Notwendigkeit politischer Bildung. Die Tatsache, dass
sich Bürgerinnen und Bürger mehr und mehr von politischen
Entscheidungen ausgeschlossen fühlen, dass weitreichende
Beschlüsse über die Zukunft Europas bei Krisengipfeln an den
Parlamenten vorbei gefasst wurden, verstärkt die Distanz der
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Bürgerinnen und Bürger zur Demokratie. Der britische Sozio­
loge Colin Crouch spricht in diesem Zusammenhang von
Postdemokratie. Die demokratischen Prozesse legitimieren
demnach nur noch eine politische Elite, die jedoch die Kompe­
tenzen auf externe Experten/-innen verlagern. Es geht nur
noch darum, den Ansprüchen des globalen Marktes zu ge­
nügen. Dieses Gefühl der Machtlosigkeit teilen auch viele
Bürgerinnen und Bürger. In einer Umfrage der Friedrich-Ebert-
Stiftung sind 94 Prozent der Befragten der Meinung, dass sie
sowieso keinen Einfluss darauf haben, was die Regierung tut.
90 Prozent leiten daraus ab, dass es sinnlos ist, sich politisch
zu engagieren.
Diese gesellschaftliche Analyse formuliert Aufträge an die poli­
tische Bildung. Die Krisenerfahrungen und die Enttäuschungen
mit der Demokratie werfen die Frage auf, wie mit Hilfe von
politischer Bildung und der Auseinandersetzung mit Ge­
schichte demokratische Werte vermittelt werden können und
ob dies auch im europäischen Raum ein Ansatz wäre, um eine
europäische Zivilgesellschaft zu entwickeln, die sich zu
gemeinsamen demokratischen Werten bekennt.
"Eine Demokratie", so hat es Adorno formuliert, "die nicht
nur funktionieren, sondern ihrem Begriff gemäß arbeiten soll,
verlangt mündige Menschen. Man kann sich verwirklichte
Demokratie nur als Gesellschaft von Mündigen vorstellen."

Für Oskar Negt ist die Verbindung von Bildung und Demokra­
tie einzigartig. "Sachwissen und Berufsqualifikation ist mit
jeder Gesellschaftsform vereinbar, auch mit einer totalitären;
politische Bildung dagegen nur mit einer demokratischen Ord­
nung, denn ihr Ziel ist der mündige, aufgeklärte Bürger, der es
wagt, sich seines Verstandes ohne Anleitung anderer zu bedie­
nen."
Vor diesem Hintergrund muss es zukünftig darum gehen, poli­
tische Bildung und damit Demokratie in Deutschland und Eu­
ropa zu stärken. "Demokratie braucht politische Bildung"
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